Hinweis an Schuldner und Bank/ Sparkasse hinsichtlich des Pfändungsschutzes bei gepfändeten Konten ab 1.7.2010
Vorrangig sind gepfändete Konten in ein „Pfändungsschutzkonto“ (§ 850 k ZPO neu) zu überführen. Diesen Antrag kann jeder Schuldner bei seiner Bank ab dem 1.7.2010 stellen. Die Umstellung eines bestehenden Girokontos in ein Pfändungsschutzkonto kann der Schuldner gegenüber seiner Bank jederzeit verlangen, § 850 k Abs. 7 ZPO. Der Pfändungsschutz auf dem P-Konto ist unabhängig davon, woher das Guthaben stammt; insoweit sind damit auch Selbständige geschützt.

Gemeinschaftskonten sind in mehrere Pfändungsschutzkonten „aufzuteilen“, da ein solches P-Konto nur von einer natürlichen Person unterhalten werden kann und eine Person wiederum nur ein solches Konto unterhalten kann. Für Bar-Unterhalt oder Unterhaltsvorschuss sollte für Kinder ein separates Konto eingerichtet werden – in der Regel ist dies bei vielen Banken für Kinder kostenlos möglich.

Eine Aufhebung einer Kontopfändung nach § 833a ZPO n.F. ist für den Schuldner nur vorübergehend möglich und schützt diesen nicht vor erneuten Kontopfändungen. Spätestens ab dem 1.1.2012 besteht diese Möglichkeit ohnehin nicht mehr und ist ein Pfändungsschutz für den Schuldner nur über das o.g. „Pfändungsschutzkonto“ möglich. Insoweit ist es, abgesehen von Einzelfällen, kaum vorteilhaft für den Schuldner, die Aufhebung einer Vielzahl von Kontopfändungen zu erwirken, die Einrichtung eines „P-Kontos“ ist für ihn effektiver. Der Schuldner müsste, sofern er auf der Aufhebung von Kontopfändungen beharrt, für jede dieser Verfahren vollständig für die letzten 6 Monate geordnet und lückenlos seine Kontoauszüge vorlegen, und zwar pro Gläubiger 2-fach in Kopie, und zudem jeweils 2-fach eine geordnete Auflistung über alle Gutschriften der letzten 6 Monate. Zudem fallen Zustellauslagen pro Verfahren an. Ein Pfändungsschutzkonto schützt ihn dagegen unabhängig von der Zahl der pfändenden Gläubiger vor jeglichem Zugriff innerhalb der festgelegten Grenzen. Der Schuldner kann über Beträge von bis zu 985,15 € (bei Vorhandensein unterhaltsberechtigter Kinder erhöhen sich diese Beträge um 370,76 € bzw. weitere 206,56 €) verfügen. Da der Schuldner während des Zeitraums eines gesamten Monats über diese Beträge – unabhängig von ihrer Herkunft – verfügen kann, nicht verwendete Freibeträge sogar auf den Folgemonat übertragen werden können, wird es in den seltensten Fällen notwendig werden, das Gericht mit Vollstreckungsschutzverfahren zu bemühen. Dies war schließlich auch eine Intention des Gesetzgebers. Die gerichtliche Anordnung, dass eine Vollstreckung mit Wirkung auf mögliche weitere Gläubiger beschränkt sein soll, ist zudem nur zeitlich befristet möglich, und eine Aufhebung bereits erfolgter Pfändungen schützt den Schuldner nicht vor alsbaldigen neuen Pfändungen.
Insoweit ist davon auszugehen, dass in der überwiegenden Zahl der Fälle die alsbaldige Einrichtung eines Pfändungsschutzkontos für die Schuldner die sinnvollste Lösung darstellen wird, zumal es ab dem 1.1.2012 eine andere gesetzliche Möglichkeit sowieso nicht mehr geben wird. Die Schuldner haben einen Anspruch auf Einrichtung eines solchen Kontos gegenüber der Bank und brauchen sich nicht an das Vollstreckungsgericht verweisen zu lassen.
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